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Die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover 
stellt in der Nachfolge der Technischen Hochschule 
Hannover mit Nachdruck fest, dass sie sämtliche an 
dieser ab 1933 durch Hochschulorgane bewirkten 
NS-bedingten Beeinträchtigungen verurteilt und als 
von Anfang an nichtige Unrechtsakte wertet. 
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Beschlussempfehlung 

 

 
Der Senat, das Präsidium und der Hochschulrat der Gottfried Wilhelm Leibniz Uni-

versität Hannover –  

 

entschlossen, in Übereinstimmung mit den moralischen und ethischen Zielsetzungen 

ihres Leitbildes sowie ihrer Stellung im demokratischen Verfassungs- und Rechts-

staat das dunkelste Kapitel ihrer Geschichte in den Jahren der nationalsozialisti-

schen Gewaltherrschaft möglichst umfassend aufzuklären, 

 

in der historischen Erkenntnis, dass es seit 1945 nur zu sehr unzureichenden Anläu-

fen gekommen ist, um die an der Technischen Hochschule Hannover als ihrer Vor-

gängereinrichtung ab 1933 aufgrund der NS-Ideologie bewirkten Rechtsbeeinträchti-

gungen gegenüber Hochschulmitgliedern sowie -angehörigen aufzuarbeiten, und 

dass statt einer generellen Nichtigkeitsfeststellung solcher Maßnahmen bislang nur 

auf Antrag gehandelt worden ist,  

 

im daraus folgenden Wissen, dass noch nicht sämtliche Unrechtsakte an der Techni-

schen Hochschule Hannover in zureichender Weise Aufarbeitung und entsprechende 

Wiedergutmachung erfahren haben,  

 

in dem Bewusstsein, dass sich die heutige Aufarbeitung aus Gründen kriegsbeding-

ter und sonstiger Aktenverluste zum Teil Schwierigkeiten gegenübersieht, die die 

Gewissheit hinsichtlich abschließender Ermittlung von Betroffenheiten ausschließen, 

und 

 

in tiefem Bedauern darüber, dass für die unmittelbar Betroffenen inzwischen jede 

Maßnahme der Rehabilitation zu spät kommt, aber in der Hoffnung, dass ihrem blei-

benden persönlichen Ansehen in den Augen der Hochschulöffentlichkeit wie allge-

mein der Nachwelt Genugtuung verschafft werden kann –  

 

haben in den Sitzungen vom …, vom … und vom … einstimmig den feierlichen Be-

schluss gefasst, der hiermit bekannt gegeben wird:  
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Die von 1933 bis 1945 an der Technischen Hochschule Hannover vollzogenen, 
auf der NS-Ideologie politischer, „rassischer“ oder sonstiger Diskriminierung 
beruhenden Beeinträchtigungen akademischer Stellungen, Grade und Ehren 
stellen dem Recht hohnsprechende Unrechtsakte dar. Sie stehen und standen 
bereits bei ihrer Entstehung in klarem Widerspruch zu den schon damals be-
kannten Grundsätzen der Rechtsstaatlichkeit und missachteten insbesondere 
hochschulspezifisch die Wissenschaftsfreiheit, die diese absichernde Selbst-
verwaltung sowie die Grundlagen der überkommenen humanistisch-
akademischen Universitätstradition. 
 
Die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover stellt deshalb in der Nach-
folge der Technischen Hochschule Hannover mit Nachdruck fest, dass sie 
sämtliche an dieser ab 1933 durch Hochschulorgane bewirkten NS-bedingten 
Beeinträchtigungen verurteilt und als von Anfang an nichtige Unrechtsakte 
wertet. 
 
Da sich das damalige Unrecht hinsichtlich der dadurch bewirkten tatsächlichen 
Beeinträchtigungen indessen nicht nachträglich ungeschehen machen lässt, 
ist es das nachdrückliche Anliegen der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität 
Hannover, allen an der Technischen Hochschule Hannover Betroffenen 
dadurch Gerechtigkeit widerfahren zu lassen, dass ihr persönliches und wis-
senschaftliches Angedenken dauerhaft wachgehalten wird. Daher werden un-
abhängig davon, ob und inwieweit es in Einzelfällen schon früher zu Rehabili-
tationen gekommen sein sollte, die ermittelten Unrechtsbetroffenen nachste-
hend namentlich aufgeführt. Der Beschluss, der auch für noch nicht bekannt 
gewordene Fälle gelten will, verpflichtet die Universität dazu, bei künftigem 
Auffinden weiterer Betroffener deren Namen nachzutragen. 
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Die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover wird die folgenden Namen zu-

sätzlich im Rahmen einer feierlichen öffentlichen Veranstaltung würdigen und strebt 

an, dies gleichzeitig in würdiger Form dauerhaft sichtbar zu machen. 

Biernath, Rudolf (Student) Mautner, Kurt (Student) 

Birmann, Gert (Student) Mewes, Hermann (Student, Assistent) 
Brauns, Wolf (Student) Michaelis, Hermann (Student) 

Carsten, Albert (Dr.-Ing. E. h.) Nezval, Ladislav (Student) 

Dernedde, Wolfgang (Assistent) Nörrenberg-Sudhaus, Walter (Student) 
Dirscherl, Wilhelm (Privatdozent) Noske, Gustav (Ehrenbürger) 

Dorner, Alexander (ao. Professor) Ostermeyer, Günter (Student) 

Dux, Walter (Dr.-Ing.) Otto, Kurt (Student) 
Eichengrün, Arthur (Dr.-Ing. E. h.) Passarge, Georg (Student) 

Flachsbart, Otto (o. Professor) Plaut, Helene (Studentin) 

Fraenkel, Stefan (Student) Roeder, Wolfgang (Student) 
Friedburg, Helmut (Student) Rohr, Joachim (Student) 

Führer, Otto (Student) Rubo, Ernst (Student) 

Fröhlich, Klaus (Student) Samuel, Erich (Student) 
Geissler, Otto (o. Professor) Sander, Helmut (Student) 

Ginsberg Max (Student) Schäfer, Heinz (Student) 

Hoffmann, Friedrich (Student) Scharlibbe, Otto (Student) 
Kempf, Johannes (Student) Schiemann, Günther (Privatdozent) 

Kirchhof, Franz (Student) Schwarzer, Alfred (Student) 

Klüsener, Otto (ao. Professor) Seitz, Urte (Studentin) 
Krone, Max (Dr.-Ing. E. h., Ehrenbürger)  Siepmann, Harald (Student) 

Kröning, Willy Karl (Student) Slawinski, Friedrich (Student) 

Kroupa, Jaroslav (Student) Spangenthal, Hans-Friedrich (Student) 
Krug, Willi (Privatdozent) Staskiewiecz, Alfred (Student) 

Kulka, Hugo (Honorarprofessor) Teusch, Heinz (Student) 

Lessing, Rudolf (Student) Vierthaler, Ludwig (Honorarprofessor) 
Lessing, Theodor (ao. Professor) Weil, Ulrich (Student) 

Levi, Fritz (Student) Weiß, Herbert (Student) 

Levi, Hans Werner (Student) Wichert, Ulrich (Student) 
Lilienfeld, Erich (Student) Wohlwill, Andreas (Student) 

Lilienfeld, Werner (Student) Woldt, Richard (Lehrbeauftragter) 

Lutz, Friedrich (Privatdozent)  
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Gründe 
 
 
I. Verfahrensaspekte 
 
A. Senatsbeschluss vom 16.11.2011 
 
Der Senat der Leibniz Universität Hannover hat in seiner Sitzung am 16. November 

2011 den Vortrag von Herrn Christian-Alexander Wäldner über seine Masterarbeit 

zum Thema „Die Technische Hochschule Hannover und der Entzug akademischer 

Titel in der NS-Zeit“ mit Interesse zur Kenntnis genommen und nach eingehender 

Diskussion den folgenden Beschluss gefasst (Auszug aus dem Protokoll): 

 

 

5.1 Verleihung und Entzug von Titeln während der NS-Zeit 
 
Der Senat beschließt einstimmig die Einrichtung einer Arbeitsgruppe, welche die fol-
genden Aufgaben hat: 
 
   Analyse vorliegender Belege für ungerechtfertigte Entziehungen und Ver-

leihungen von Titeln und Ehrungen während der NS-Zeit  
   Identifizierung der Fälle, in denen zur Vermeidung des Fortbestehens unge-

rechtfertigter Maßnahmen Handlungsbedarf besteht  
   Formulierung von Vorschlägen an Senat und Präsidium zur Ausräumung 

fortbestehenden Unrechts  
  
 Folgende Personen sollen der Arbeitsgruppe angehören:  
 Prof. Dr. Michele Barricelli (Historisches Seminar) 
 Prof. Dr. Jörg-Detlef Kühne 
 Prof. Dr. Joachim Perels 
 Christian-Alexander Wäldner, M. A.  
 Prof. Dr. Holger Butenschön (Institut für Organische Chemie)  
  
 Es besteht Konsens darüber, dass die AG sich zunächst der Thematik „ungerecht-
fertigte Entziehungen von Titeln und Ehrungen“ annimmt. Dazu wird die AG dem Se-
nat zu Beginn des Sommersemesters 2012 berichten. 
 
Neben der Aufarbeitung der Thematik „ungerechtfertigte Verleihungen von Titeln und 
Ehrungen während der NS-Zeit“ wird eine Aufarbeitung des Themenkomplexes 
„Zwangsarbeit an der TH Hannover“ angeregt. 
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B. Mitglieder der Arbeitsgruppe 
 
Vom Senat berufene Mitglieder: 

 

Prof. Dr. phil. Michele Barricelli 
Historisches Seminar 
Im Moore 21 
D-30167 Hannover 
Tel. 0511 762-5737 
Fax 0511 762-4479 
E-mail: michele.barricelli@hist.uni-hannover.de 
 
Prof. Dr. rer. nat. Holger Butenschön (Mitglied des Senates, Vorsitz) 
Institut für Organische Chemie 
Schneiderberg 1B 
D-30167 Hannover 
Tel. 0511 762-4661 
Fax 0511 762-4616 
E-mail: holger.butenschoen@mbox.oci.uni-hannover.de 
 
Dr. Michael Jung 
Koordinierungsstelle für die Studienberatung in Niedersachsen 
Bismarckstraße 2 – Eingang V 
D-30173 Hannover 
Tel. 0511 762-8449 
Fax 0511 762-8497 
E-mail: jung@kfsn.uni-hannover.de 
 
Prof. i. R. Dr. iur. Jörg-Detlef Kühne 
Öffentliches Recht und Verfassungsgeschichte 
Königsworther Platz 1 
D-30167 Hannover 
Tel. 0511 762-8148 
Fax 0511 762-8199 
E-mail: kuehne@jura.uni-hannover.de 
 
Lars Nebelung M. A., Assessor des Archivdienstes 
Technische Informationsbibliothek und Universitätsbibliothek Hannover (TIB/UB) 
Leitung Universitätsarchiv Hannover 
Welfengarten 1B 
D-30167 Hannover 
Tel. 0511 762-9389 
Fax 0511 762-9364 
E-Mail: lars.nebelung@tib.uni-hannover.de 
 
 
 
 
 
 

mailto:michele.barricelli@hist.uni-hannover.de
mailto:holger.butenschoen@mbox.oci.uni-hannover.de
mailto:jung@kfsn.uni-hannover.de
mailto:kuehne@jura.uni-hannover.de
mailto:lars.nebelung@tib.uni-hannover.de
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Prof. i. R. Dr. iur. Joachim Perels 
Institut für Politische Wissenschaften 
Schneiderberg 50 
D-30167 Hannover 
Tel. 0511 556644 
Tel. 0511 762-5703 
Fax 0511 762-4199 
E-mail: Joachim-Perels@t-online.de 
 
Christian-Alexander Wäldner, M. A. (bis 18.6.2013) 
Philosophische Fakultät 
Schloßwender Straße 1 
D-30159 Hannover 
Tel. 0511 762-3261 
E-mail: christian-alexander.waeldner@phil.uni-hannover.de 
 

 

Herr Dr. Michael Jung und Herr Lars Nebelung gehörten der Arbeitsgruppe zunächst 
als Gäste an. Mit Beschluss vom 10.7.2013 hat der Senat beide als Mitglieder der 
Arbeitsgruppe berufen. 
 
 
  

mailto:Joachim-Perels@t-online.de
mailto:christian-alexander.waeldner@phil.uni-hannover.de
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C. Umfang und Zweiteilung der Bearbeitung 
 

 

Die Arbeitsgruppe hat sich am 7.12.2011 konstituiert und ist unter dem Vorsitz von 

Herrn Prof. Dr. H. Butenschön in sechs Sitzungen zusammengetreten. 

 

Hinsichtlich des Umfangs der Beauftragung durch den Senat bestand in der Arbeits-

gruppe samt ihren beiden Gästen alsbald Einmütigkeit darüber, dass man sich nicht 

auf den im Einsatzbeschluss des Senats unter Punkt 1 benannten Bereich unge-

rechtfertigter Entziehungen von Titeln und Ehrungen der NS-Zeit beschränken kön-

ne. Angesichts der Fülle des vorhandenen, bislang unaufgearbeiteten Materials und 

der sich daraus ergebenden zusätzlichen Beeinträchtigungsfälle ging es vielmehr i. 

S. von Punkt 2 des vorgenannten Einsatzbeschlusses auch darum, die Gruppe der 

Studierenden einzubeziehen. 

 

Die Arbeitsgruppe beschloss weiter in Einklang mit dem Senatsbeschluss vom 

16.11.2011 und mit Zustimmung des Präsidenten Prof. Dr.-Ing. E. Barke die folgende 

Zweiteilung ihrer Arbeit: Die während der NS-Zeit an der Technischen Hochschule 

Hannover erfolgten Beeinträchtigungen aus ideologischen Gründen sollen in einem 

ersten Teil bearbeitet werden, danach sollen in einem zweiten Teil entsprechende 

Begünstigungen untersucht werden. 

 

Dabei ließ sich die Arbeitsgruppe von dem Gedanken leiten, dass bei den Beein-

trächtigungen dringenderer Handlungsbedarf im Sinne einer Rehabilitation besteht 

als bei den Begünstigungen. Im übrigen bestand in der Arbeitsgruppe Einvernehmen 

darüber, dass in Fällen mangelnder Aufklärbarkeit durch Aktenverluste oder sonstige 

Ermittlungsschwierigkeiten Anzeichen der Betroffenheit genügen, sie also im Zweifel 

nicht gegen, sondern für eine Aufnahme in die vorstehende Namensaufführung spre-

chen sollten. 
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II. Materielle Seite 
 

A. Aufgabenbewältigung und historisch-juristische Grundlagen 

 

1. Historischer und erinnerungskultureller Kontext 

 

a) Historischer Rahmen 

 

Das nationalsozialistische Terrorregime der Jahre 1933 bis 1945 hat die Ermordung 

von zusammen mehr als sechs Millionen Juden, Sinti und Roma, Patienten, Regime-

gegnern, Homosexuellen ins Werk gesetzt. Es ist verantwortlich für ca. 50 Millionen 

Kriegstote (Kombattanten und Zivilisten), für die zerstörten Lebensläufe von weit 

über 12 Millionen Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeitern, oft auch deren (kalku-

lierten) Tod durch Entkräftung. Es hat Millionen Menschen in Europa zum Teil länger-

fristig die Lebensgrundlage entzogen; materielle Güter geraubt, zu Unrecht umver-

teilt, vernichtet; immaterielle Güter (wie Bürgerrechte, Ehre, Menschenwürde) miss-

achtet, unkenntlich gemacht, negiert. Trotz der Größe, Beispiellosigkeit und Monstro-

sität der staatlichen Massengewalt ist allerdings der Prozess der „Bewältigung“ die-

ser verbrecherischen Vergangenheit, der ja immer auch die eine oder andere Form 

der „Wiedergutmachung“ geschehenen Unrechts und zugefügten Leids in Aussicht 

stellte, sowohl in Deutschland als auch in den kollaborierenden oder besetzten Staa-

ten in quälender Langsamkeit verlaufen. 

 

Dazu gerieten die einzelnen Bereiche von Terror, Verfolgung und Entrechtung sehr 

unterschiedlich und kaum je kontinuierlich in den Blick. Die Verfahren sowie Instru-

mente der juristischen, historisch-kritischen, gesellschaftlichen Aufarbeitung und die 

auferlegten Strafen variierten von Beginn an je nach Opfergruppe, dem Ort der politi-

schen Aufklärung (Besatzungszonen, BRD, DDR), ja sogar dem urteilenden Richter 

erheblich. Auf die frühesten Rufe nach radikaler Offenlegung, Vergeltung und auch 

Rache folgten sehr bald Bestrebungen nach Vertuschung, Verharmlosung, Verges-

senwollen. So kann selbst das 1949 im Grundgesetz verankerte Verbot der Todes-

strafe auch als ein Schutz der Hauptverantwortlichen vor dem fatalen Urteil gewertet 

werden. Überhaupt standen den ersten Versuchen, NS-Täter aufgrund der Zurech-

nung von persönlicher Schuld zur individuellen Verantwortung zu ziehen (und zwar 
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unter erstmaliger Außerkraftsetzung des alten Rechtsgrundsatzes „Nulla poena sine 

lege“), bereits in den 1950er Jahren Tendenzen einer Kollektivschuldthese und eines 

angeblichen Rückwirkungsverbotes gegenüber. In der um internationale Anerken-

nung, Westbindung und Wiederbewaffnung bemühten Bundesrepublik verebbte 

rasch jede Lust an der „Aufarbeitung der Vergangenheit“, was wiederum den vielen 

tausend belasteten Männern (und selten Frauen), die vor 1945 als Eliten oder einfa-

chere Funktionsträger am NS-Unrechtsstaat mitgewirkt hatten, jene heute mit Kopf-

schütteln zur Kenntnis genommene Fortführung ihrer ungebrochenen Karrieren an 

den neuen Schaltstellen der bundesdeutschen Gesellschaft ermöglichte. Gleichzeitig 

wurden in der Bundesrepublik die größten Teile der Widerstandsbewegung, da 

kommunistisch, ausgeblendet und selbst noch die meisten Vertreter der bürgerlichen 

oder militärischen Opposition lange Zeit als Vaterlandsverräter diffamiert. Die 

Zwangsarbeit erregte – nachdem sich anfänglich einzelne Betroffene finanzielle Wie-

dergutmachungen in geringer Höhe erstritten hatten, was eine aufgebrachte Öffent-

lichkeit und Presse mit dem Aufschrei „Reparationen wie damals in Versailles“ quit-

tierte – erst nach dem Jahr 2000 wieder gebührende Aufmerksamkeit, als die von 

Bundesregierung und deutscher Wirtschaft eingerichtete Stiftung „Erinnerung, Ver-

antwortung und Zukunft“ begann, auf Antrag Entschädigungen zu zahlen (wobei 

manche Opfergruppen wie die italienischen Militärinternierten davon ausgeschlossen 

blieben). Ehrabschneidende Unrechtsparagraphen waren noch Jahrzehnte rechts-

kräftig: So wurde der (männliche) Homosexualität unter Strafe stellende § 175 voll-

ständig erst 1994 abgeschafft und die (Todes-)Urteile gegen „Deserteure“ wurden 

erst 2002 als „nationalsozialistische Unrechtsurteile“ aufgehoben. 

 

Ein weiteres Kapitel bildet die Frage des „arisierten“ oder sonstwie geraubten Besit-

zes von jüdischen Deutschen. Hier wurde schon sehr früh das Recht auf uneinge-

schränkte Restitution beschnitten. Auch deshalb dauern die erbitterten Schlachten 

auf diesem Feld, wo es um bezifferbares Geld und Gut geht, bis heute an: Noch in 

diesem Jahr etwa sprach der Bundesgerichtshof letztinstanzlich einem Nachfahren 

des jüdischen Kunstmäzens Hans Sachs dessen exzeptionelle Plakatsammlung aus 

den 1920er und 1930er Jahren – die das Deutsche Historische Museum bis dato un-

beirrbar, aber eben gesetzwidrig für sich reklamierte – als rechtmäßiges Eigentum 

wieder zu. Dieser Ausnahmefall einer späten Rückerstattung war freilich nur unter 

geschickter Umgehung jener Rechtsnormen möglich, die vorsehen, dass ordnungs-
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gemäße Ansprüche bis 1950 (!) hätten geltend gemacht werden müssen. Das Urteil 

desavouiert das Deutsche Historische Museum und genauso jene „unabhängige 

Rechtskommission“ unter Vorsitz der ehemaligen Präsidentin des Bundesverfas-

sungsgerichts Jutta Limbach, die zuvor zu anderen juristischen Positionen gelangt 

war. Die Erforschung des NS-Unrechts, das zumindest zeigen die Beispiele, kennt 

überraschende Wendungen. 

 

Gewiss gab es seit Beginn der 1960er Jahre immer wieder auf Einzelne zurückge-

hende Initiativen zunächst der juristischen (z.B. Frankfurter Auschwitz-Prozesse), 

dann auch einer kulturell-didaktischen Vergangenheitsbewältigung (z.B. die doku-

mentarische Fernsehserie „Das Dritte Reich“ 1960/61, Rolf Hochhuths Drama „Der 

Stellvertreter“ 1962, US-Serie „Holocaust“ 1978/79), welche oft ungeahnte Breiten-

wirkung entfalteten. Die 1958 eingerichtete Ludwigsburger Zentralstelle zur Aufklä-

rung nationalsozialistischer Gewaltverbrechen konnte in mehrfachen Anläufen, die 

sogar den Deutschen Bundestag befassten, wenigstens 1979 erreichen, dass NS-

Unrecht (sowie Völkermord) nicht, wie von den bundesdeutschen Justizbehörden 

noch lange und auch entgegen einschlägigen UN-Konventionen vorgesehen, verjäh-

ren durfte. Aber erst in den 1980er Jahren setzte ein wirkliches gesellschaftliches 

Umdenken ein. Dieses war zunächst Folge eines Generationenwechsels: Historiker, 

Politiker, Journalisten, Juristen verstanden sich nunmehr in der Mehrzahl als Nach-

geborene der NS-Vergangenheit, die unbefangener, offener, ehrlicher mit eben die-

ser umgehen konnten. In der Geschichtswissenschaft etablierten sich neue, partizi-

pative Formen der historischen Forschung („Geschichte von unten“, Geschichts-

werkstätten). Die heute wie selbstverständlich zum Erscheinungsbild der Bundesre-

publik gehörenden Gedenkstätten an den historischen Orten der Verfolgung konnten 

sich langsam ausdifferenzieren und professionalisieren; sie verstanden sich fortan 

nicht mehr nur als Friedhöfe, Einrichtungen zur Schicksalsklärung oder mahnende 

Denkmäler, sondern ebenso als Zentren der Verbrechensdokumentation, der zeithis-

torischen Forschung und schließlich Demokratieerziehung. 

 

Angesichts des anschwellenden Aufklärungswillens erstaunlich sind gleichwohl die 

bis heute im Kleinen wie im Großen fortbestehenden blinden Flecken der Aufarbei-

tung: So kämpfen immer noch viele Familien so genannter Euthanasieopfer um Wie-

dergutmachung oder doch wenigstens eine Anerkennung von Schuld; eine pauscha-
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le Haftbarmachung der Bundesrepublik Deutschland für in Italien nach 1943 durch 

deutsche Besatzungstruppen verübte Kriegsverbrechen konnte die deutsche Regie-

rung in einem Verfahren vor dem Internationalen Gerichtshof in Den Haag noch im 

Februar diesen Jahres abwenden; „letzte“ NS-Täterprozesse enden (oft schon we-

gen der Hinfälligkeit der Angeklagten) mit milden Strafen und ernten dementspre-

chend Unverständnis für ihre lange Verschleppung; die Lebenserinnerungen der in 

Frankreich, den USA und Israel hochgeehrten „Nazi-Jägerin“ Beate Klarsfeld, durch 

deren beharrlichen Einsatz überhaupt erst manche führende NS-Verbrecher (z.B. 

Klaus Barbie) ausfindig gemacht und vor ein Gericht gestellt werden konnten, liegen 

zwar in vielen europäischen Sprachen, bis heute jedoch nicht auf Deutsch vor. 

 

b) Hochschulspezifische Befassung 

 

In diesem komplexen erinnerungskulturellen Kontext nehmen die Hochschulen noch 

einmal eine eigene Stellung ein. Die deutschen Professoren gehörten ganz überwie-

gend zu jenen, die den Nationalsozialismus besonders früh sowie energisch begrüß-

ten und staatlich angeordnete, nichtsdestoweniger unrechtmäßige Maßnahmen 

ebenso schnell wie geräuschlos umsetzten: Nach dem „Gesetz zur Wiederherstel-

lung des Berufsbeamtentums“ vom 7.4.1933 wurden 1200 jüdische Professoren und 

Dozenten entlassen, ohne dass nur von einer einzigen deutschen Fakultät der zag-

hafteste Protest überliefert wäre. Dass sich damit ausgerechnet die gelehrte Elite 

eines bis dahin hochzivilisierten Staates – und zwar gänzlich unabhängig von wis-

senschaftlicher Disziplin, forschender Institution oder betroffener Region – als be-

sonders willfährig gegenüber einem vom ersten Tage an offenkundig verbrecheri-

schen Regime kompromittierte und somit in ihrer Vorbildfunktion vollständig versag-

te, wurde nach 1945 aus dem kollektiven Gedächtnis geflissentlich verdrängt. Statt-

dessen breitete sich bald ein flächendeckender Mantel des Schweigens über Bü-

cherverbrennungen, relegierte Studierende oder verstoßene Lehrende, an Universi-

täten zahlreich beschäftigte Zwangsarbeiter und eben auch entzogene bzw. aber-

kannte akademische Titel. Dem gemeinschaftlichen Vergessen dieser – wie die ein-

gesetzte Arbeitsgruppe es höchst unvollkommen, aber eingestandenermaßen hilflos 

nennt – „Beeinträchtigungen“ kam dabei nicht selten eine merkwürdige Konnivenz 

jener zupass, die zumindest später das begangene Unrecht hätten anprangern und 

Wiedergutmachung einfordern können: Im Glauben an die so schamlos hintergange-
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ne und nur im Ideal unverbrüchliche akademische Korporation waren die Geschädig-

ten, sofern sie nach Kriegsende, in der Regel aus ihrem Exil, an die Wiederaufnahme 

des Kontaktes zu ihren alten Hochschulen dachten, oft bereit, die NS-Zeit als „Be-

triebsunfall“ anzusehen und zugefügte Herabwürdigungen nicht weiter zu thematisie-

ren. Immerhin konnten immaterielle Güter wie die entzogenen Titel ohne großes Auf-

heben wieder zuerkannt werden, auch „stillschweigend“, so dass förmliche, Aufsehen 

erregende Verfahren gar nicht nötig schienen. Zwar hat es, wie stichprobenhafte 

Forschungen der Arbeitsgruppe ergeben haben, direkt nach 1945 durchaus ein Un-

rechtsbewusstsein bei den Verantwortlichen an den Universitäten gegeben, und man 

versicherte sich auf dem Dienstwege bei der Kultusbürokratie, wie im Hinblick auf 

eine Rehabilitierung zu verfahren sei. Doch kam es lange, so weit zu sehen ist, fast 

nirgends zu tatsächlichen Schuldanerkenntnissen oder offiziellen Wiedergutmachun-

gen.  

 

Die (ehemalige) Technische Hochschule Hannover macht von diesen generellen 

Tendenzen keine Ausnahme, im Gegenteil: Sie liefert, wenn auch in eher kleiner 

Zahl, anschauliche Beispiele für ideologisch begründete Beeinträchtigungen aller Art 

(aus „politischen, rassischen, sonstigen Gründen“ in der NS-Sprache). Diese im Ver-

gleich mit anderen Technischen Hochschulen kleine Zahl ist nicht nur der geringen 

Größe der Hochschule geschuldet. Die Technische Hochschule Hannover hatte zu 

Beginn des Jahres 1933 41 beamtete Professoren, 63 sonstige Lehrende (Honorar-

professoren, Lehrbeauftragte), 108 Assistenten/Hilfsassistenten, 60 Bedienstete im 

technischen und Verwaltungsdienst sowie 1890 Studierende. Die Zahl der Studie-

renden nahm bis zum WS 1937/38 auf 969 ab, während die Anzahl der Bediensteten 

nahezu konstant blieb. Damit gehörte die Technische Hochschule Hannover zur obe-

ren Hälfte der damals 12 deutschen Technischen Hochschulen. Die vergleichsweise 

kleine Zahl der Beeinträchtigten ist vielmehr dem Umstand geschuldet, dass sich die 

Hochschule schon zur Zeit der Weimarer Republik darum bemüht hatte, sich als „rein 

deutsche Hochschule zu erhalten“, wie es Rektor Otto Franzius 1934 in einer Rede 

formuliert hatte: Der Lehrkörper war also bereits vor der nationalsozialistischen 

Machtübernahme nationalkonservativ, antidemokratisch und wohl auch antisemitisch 

ausgerichtet. 
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Die Arbeitsgruppe des Senates der Leibniz Universität Hannover zur „Verleihung und 

Entzug von Titeln während der NS-Zeit“ hat sich, gemäß ihrem Auftrag und ihren 

Kräften, zum Ziel gesetzt, die besonders sprechenden Fälle zu schildern, aber auch 

die nur noch fragmentarisch zu rekonstruierenden Sachverhalte so gut wie eben 

möglich zu dokumentieren, um damit ein Zeugnis von Verfolgung, Terror, Widerstand 

und Erinnerung abzulegen. Die Beteiligten sind sich dabei bewusst: Entgegen allen 

vor zehn, zwanzig (nach der Wiedervereinigung!), dreißig oder vierzig Jahren geäu-

ßerten Annahmen, die Periode der NS-Herrschaft würde in absehbarer Frist ausge-

forscht und die Erinnerungsbedürfnisse damit erloschen sein, nehmen die Anstren-

gungen der NS-Aufarbeitung kontinuierlich zu. Das ist abzulesen an der vielfältigen 

Einzelforschung (inkl. Veröffentlichungen), Aktivitäten bürgerschaftlicher Vereine, vor 

allem an der auffälligen Zunahme von NS-Gedenkstätten. Diese wie überhaupt alle 

Stellen der Aufarbeitung sind nunmehr zu professionellen Kompetenzzentren zeithis-

torischer Forschung und gleichzeitig zu Orten des Vertrauens im lokalen oder globa-

len menschlichen Miteinander geworden. Die für die Erfüllung eines solchen zivilge-

sellschaftlichen Auftrags notwendig neuartigen Standards wissenschaftlicher und 

ethischer Natur sind der Arbeitsgruppe am Verfolgungsort Hannover ein steter Maß-

stab gewesen. 

 

 

2. Zu Struktur und Beurteilung des NS-Unrechts 

  

a) Pervertierung des Rechts 

 

Die Aberkennung von Doktortiteln durch Hochschulen im NS-Staat folgte den juristi-

schen Prinzipien der Diktatur. Ihre „Verfassungsurkunde“ (Fraenkel) ist die Reichs-

tagsbrandverordnung vom 28. Februar 1933, die die persönlichen, politischen und 

ökonomischen Freiheitsrechte zur Disposition der Exekutive stellt. Rechtspositionen 

konnten beliebig außer Kraft gesetzt werden und durch staatliche Handlungen gegen 

sog. Feinde beseitigt werden. Die exekutivische Festlegung von juristischen Regeln, 

die vor allem den Satz von der Gleichheit vor dem Gesetz (Art.109 WRV) außer Kraft 

setzen und Sonderregelungen für Juden, für Vertreter der illegalen Arbeiterbewe-

gung, für Repräsentanten der Bekennenden Kirche und für andere enthalten, wurde 

durch das Ermächtigungsgesetz vom 24. März 1933 institutionell auf Dauer gestellt. 
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Die Normen des NS-Staats sind Exekutiv-Gesetze und Verordnungen, die die politi-

schen Ziele des NS-Regimes zum Ausdruck bringen. Sie sind aber – mit Ausnahme 

der privatrechtlichen Rechtspositionen für Nicht-Juden, die weiter den Prinzipien der 

gültigen objektiven Rechtsordnung folgen – durch keinerlei rechtliche Schranken be-

grenzt. Fraenkel nennt diese Struktur des Hitler-Regimes den Maßnahmenstaat. Er 

erläutert ihn so: 

 

„Im politischen Sektor des Dritten Reichs gibt es weder ein objektives noch ein sub-

jektives Recht, keine Rechtsgarantien, keine allgemeingültigen Verfahrensvorschrif-

ten und Zuständigkeitsbestimmungen – kurzum, kein auch die Betroffenen ver-

pflichtendes und berechtigendes Verwaltungsrecht“ (E. Fraenkel, Der Doppelstaat 

(1941), Frankfurt a. M. 1974, S.26). 

 

Auf dieser herrschaftstechnischen Basis erfolgte die Einweisung Oppositioneller in 

Konzentrationslager – auch gegen bestehende Gerichtsurteile; das Gleiche galt für 

die Verfolgung der Widerstandskämpfer des 20. Juli 1944, die insbesondere auf die 

Reichtagsbrandverordnung und ihre Beseitigung der Grundrechte gestützt wurde. 

Die großen Verbrechen des NS-Staats beruhen juristisch auf der Logik des Maß-

nahmenstaats: Die Vergasung der psychisch Kranken geschieht – ungeachtet der 

Weitergeltung der Sanktion von Tötungshandlungen durch das Strafgesetzbuch –, 

mit der Ermordung der Juden wird das in der Rechtsordnung verankerte Recht auf 

Leben umfassend suspendiert, für den Vernichtungskrieg gegen die Sowjetunion 

wird 1941 der Barbarossa-Gerichtserlass geschaffen, der die Verbrechen der Wehr-

macht von der Strafverfolgung ausnimmt. 

 

Die Aberkennung von Doktortiteln, die mit den Gewaltverbrechen des Regimes 

selbstredend nicht vergleichbar ist, folgte auch den Herrschaftsprinzipien des NS-

Staats, die von den entsprechenden Hochschulen exekutiert wurden. Die Aberken-

nung von Doktortiteln, die unter rechtsstaatlichen Bedingungen unter der Vorausset-

zung erfolgen können, dass die Arbeit in Teilen oder insgesamt nicht von dem Ver-

fasser stammt, er also eine eigene Leistung vorgespiegelt hat, erfolgte im National-

sozialismus unabhängig von der wissenschaftlichen Frage der Qualität der Arbeit 

und ihrer selbständigen Erstellung. Das Kriterium für die Aberkennung ist außerwis-

senschaftlich: Die rassische Herkunft, die mit der wissenschaftlichen Leistung nicht 
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das Geringste zu tun hat, wirkt als Ausschlusskriterium für das Führen des Doktorti-

tels. Er wird auf der Basis der judenfeindlichen Staatsdoktrin verfügt, die von führen-

den Juristen wie Carl Schmitt auf einer eigens dafür veranstalteten Tagung im Jahre 

1936 für die „wissenschaftliche“ Ausgrenzung der Arbeiten von Juden zur Leitlinie 

erklärt und mit den Worten Hitlers „indem ich mich des Juden erwehre, kämpfe ich 

für das Werk des Herrn“ gerechtfertigt wurde. Auch hier regiert der Maßnahmenstaat, 

der die Rechtsposition eines durch eine wissenschaftliche Leistung rechtmäßig er-

worbenen Doktortitels juristisch effektiv, aber rechtsstaatswidrig beseitigt. 

 

Das Problem des Umgangs mit der juristischen Struktur des NS-Staats besteht oft-

mals darin, dass Einzelregelungen des NS-Staats von der Struktur des Gesamtsys-

tems getrennt werden und unkritisch als auch rechtstaatlich akzeptables „Recht“ an-

gesehen werden. Diese Herangehensweise bedeutet aber, wie auch das Bundes-

verwaltungsgericht jüngst festgestellt hat, dass die repressive Gesamtstruktur des 

Regimes, die auf der autoritären Normierungsmacht beruht, aus dem Blick gerät (J. 

Perels, Die Umdeutung des Nazi-Regimes zu Lasten eines Verfolgten. Anmerkungen 

zum Urteil des Verwaltungsgerichts Potsdam vom 4.Dezember 2008, Kritische Justiz 

H. 4/2009, S.417 ff). 

 

 

b) Wiedergutmachungsansätze an der Technischen Hochschule Hannover 

 

Die Wiedergutmachung von NS-bedingten Diskriminierungen an der Technischen 

Hochschule Hannover lässt sich seit der unmittelbaren Nachkriegszeit im Wesentli-

chen dadurch kennzeichnen, dass es dazu nur punktuell, d. h. im Einzelfall und dabei 

de facto nur auf Antrag von Betroffenen gekommen ist. Eine generelle Rehabilitie-

rung durch Annullierung einschlägiger Beeinträchtigungen ist mit anderen Worten 

bislang nicht erfolgt. Ebenso beispielhaft wie grundlegend ist dafür der Ministerialer-

lass des Nds. Kultusministers v. 28.4.1947 (Anl. Nr. 10). 

 

Ohne die Fälle blockierter und dadurch abgebrochener weiterer wissenschaftlicher 

Hochschulkarrieren oder bereits von Studiengängen zu behandeln, erklärte er – in 

diametralem Gegensatz zur hier unterbreiteten Beschlussempfehlung und be-

schränkt auf akademische Grade – einschlägige Entziehungen für „formal noch in 
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Kraft“. Zugleich wurden die Fakultäten der Landeshochschulen ermächtigt, Perso-

nen, denen der akademische Grad entzogen worden war, mitzuteilen, dass sie „zum 

Zwecke der Wiedergutmachung“  berechtigt seien, den seinerzeit aberkannten Grad 

wieder zu führen. Dieser Erlass galt jedoch, wie gesagt, nur für die Aberkennung 

akademischer Grade und überdies bei genauerem Hinsehen nur für den kleineren 

Kreis der Aberkennung durch Ausbürgerung. Er war also insoweit primär auslands-

orientiert, als er sich erkennbar und unter der damaligen Besatzungsherrschaft ver-

ständlich auf emigrierte Betroffene bezog. Dabei war es ein weiterer Pferdefuß des 

Erlasses, dass er weder eine Berichtspflicht an das Ministerium verfügte, geschweige 

denn auf die administrativen Schwierigkeiten der Ermittlung von Auslandsanschriften 

in den Wirren und Nöten der unmittelbaren Nachkriegszeit einging. Deshalb ver-

schob er de facto die Wiedergutmachung auf die Initiative bzw. den Antrag noch le-

bender Betroffener und konnte mithin keine erschöpfenden Auswirkungen zeitigen. 

 

Nicht zuletzt kommt als grundsätzliches Problem noch hinzu, dass sich der Erlass 

über die bereits erwähnten unberücksichtigten Betroffenengruppen hinaus auch zu 

Vorwirkungsfällen ausschwieg. Ging er doch mit keiner Silbe auf die Fälle ein, in de-

nen etwa an sich Studier-, Promotions-, oder Habilitationswillige  durch NS-bedingte 

Verbote (Anl. Nr. 2) von ihren Wünschen abgebracht worden sind oder sich hinsicht-

lich ihres schon angefangenen Vorhabens zum Abbruch gezwungen sahen. Mochte 

die Ermittlung solcher Fälle 1947 jedenfalls zum Teil noch durch Abfragen möglich 

gewesen sein, sieht sie sich nach den inzwischen abgelaufenen weiteren 65 Jahren 

vor praktisch unübersteigbare Schwierigkeiten gestellt. Gerade auch insoweit ist da-

rauf aufmerksam zu machen, dass die vorliegende Aufarbeitung nicht vollständig 

sein konnte. 
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B. Konkrete Beeinträchtigungen und Sachverhaltsschilderungen 

 
(Verwendete Abkürzungen: ME = Ministerialerlass; na = „nichtarisch“; P = politische Gründe; R = 

rassistische Gründe; RGBl = Reichsgesetzblatt; S = sonstige Gründe; St = Stigmatisierung; UA = 

Universitätsarchiv Hannover; VO = Verordnung) 
 
 
1. Ordentliche Professoren 
Flachsbart, Otto (R) 

Geissler, Otto (S) 

 

Anmerkungen 

Hierzu ist aus Gründen der Arbeitsökonomie generell auf folgende Grundlagenwerke 

zu verweisen: Jung, Michael, Als „rein dt. Hochschule erhalten“, in: Festschrift zum 

175-jährigen Bestehen der Universität Hannover, Bd. 1, 2006, S. 210 f., ders., Die 

TH Hannover und ihre Professoren im Nationalsozialismus, „voll Begeisterung schla-

gen unsere Herzen zum Führer“, Diss. phil. Hannover (in Vorb.); Schröder, Anette, 

Vom Nationalismus zum Nationalsozialismus, 2003; Steffens, Frauke, „Innerlich ge-

sund an der Schwelle einer neuen Zeit“. Die TH Hannover 1945-1956, 2011; Wäld-

ner, Christian-Alexander, Die TH Hannover und die Entziehung akad. Titel in der NS-

Zeit, M. A. phil., Hannover 2012 (i. E.). 

 

Exemplarisch: Otto Flachsbart (1898 - 1957) 
Otto Flachsbart, seit 1932 Lehrstuhlinhaber für Mechanik an der Technischen Hoch-

schule Hannover, wurde am 29. Juni 1937 in den Ruhestand versetzt. Begründet 

wurde dies mit Bezugnahme auf den § 6 des „Gesetzes zur Wiederherstellung des 

Berufsbeamtentums“. Dabei handelte es sich um eine besonders schwammige For-

mulierung des Gesetzes, die Handhabe bot, Beamte aus dem Dienst zu entfernen, 

auch wenn sie nicht unter die jeweiligen Vorschriften des Gesetzes über aus politi-

schen oder rassistischen Gründen zu verfolgende Personen fielen. Tatsächlicher 

Grund für die Entlassung Flachsbarts war jedoch, dass seine Frau nach nationalso-

zialistischer Definition als Jüdin galt. Treibende Kräfte für das Vorgehen gegen 

Flachsbart waren insbesondere der Rektor Hanns Simons und der Dekan der zu-

ständigen Fakultät Ferdinand Schleicher.  
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Flachsbart kehrte am 1.10.1945 in die Hochschule zurück und amtierte von 1947 bis 

1950 als Rektor. 

 

 

2. Nebenamtliche Professoren 
a) Außerordentliche Professoren 

Dorner, Alexander (P/S) 

Klüsener, Otto (P) 

Lessing, Theodor (R/P) 

b) Honorarprofessoren 

Kulka, Hugo (R) 

Vierthaler, Ludwig (S) 

 

Anm. zu Ziff. 2 

Hier gelten dieselben Literaturhinweise wie zu Ziff. 1 sowie weiter: Marwedel, Rainer, 

Theodor Lessing 1872-1933, 1987; Stula, Nikolai, Ludwig Vierthaler (1875-1967), 

Diss. phil. Bonn 1998, S. 13, 17. 

 

Exemplarisch: Hugo Kulka (1883 -1933) 
Der seit 1924 an der Technischen Hochschule Hannover als Honorarprofessor leh-

rende Hugo Kulka legte seinen Lehrauftrag gezwungenermaßen auf Grund der ras-

sistischen Gesetzgebung („Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“) 

im April 1933 nieder. Der anerkannte Experte für Eisenbau (bis Ende 1930 techni-

scher Direktor bei Louis Eilers, maßgeblich beteiligt z. B. am Bau der Norderelbe-

Brücke und des Hauptbahnhofs Leipzig) sollte eigentlich auf den Lehrstuhl für Eisen-

bau und Statik der Hochschule berufen werden, war jedoch schon 1932 wegen sei-

ner jüdischen Herkunft unter den Lehrenden der Technischen Hochschule Hannover 

heftig umstritten. Einer der Wortführer der Gegner Kulkas war der bis Mitte 1933 am-

tierende Rektor der Technischen Hochschule Hannover Ludwig Klein. Auch die (bis 

Mitte 1933) währende Freundschaft mit dem designierten Rektor Otto Franzius konn-

te seine Vertreibung von der Hochschule nicht verhindern. Kulka, 1912 zum christli-

chen Glauben konvertiert und angesichts seiner nationalkonservativen Haltung kein 

politischer Fall, floh im Spätsommer 1933 nach Den Haag, wo er im Oktober d. J. an 

den Folgen einer durch die Flucht verschleppten Erkrankung starb.  
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3. Sonstige Mitglieder 
a) Privatdozenten, Lehrbeauftragte, Assistenten 

Ass. Dernedde, Wolfgang (P) 

Ass. Mewes, Hermann (P, zugl. b)) 

 

PD Krug, Willi (P) 

PD Lutz, Friedrich (P) 

PD Schiemann, Günther (R) 

LB Woldt, Richard (P) 

 

b) Studierende (Nichtzulassung, Relegierung, Stigmatisierung, Überwachung) 

Biernath, Rudi (P) 

Birmann, Gert (R) 

Brauns, Wolf (P) 

Fraenkel, Stefan (St) 

Friedburg, Helmut (St) 

Fröhlich, Klaus (R) 

Führer, Otto (R) 

Ginsberg Max (R) 

Hoffmann, Friedrich (P) 

Kempf, Johannes (P) 

Kirchhof, Franz (S) 

Kröning, Willy Karl (P) 

Kroupa, Jaroslav (P) 

Lessing, Rudolf (R) 

Levi, Fritz (St) 

Levi, Hans Werner (St) 

Lilienfeld, Erich (St) 

Lilienfeld, Werner (R) 

Mautner, Kurt (St) 

Michaelis, Hermann (St) 

Nezval, Ladislav (R) 
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Nörrenberg-Sudhaus, Walter (S) 

Ostermeyer, Günter (S) 

Otto, Kurt (P) 

Passarge, Georg (P) 

Plaut, Helene (R) 

Roeder, Wolfgang (R) 

Rohr, Joachim (St) 

Rubo, Ernst (R) 

Samuel, Erich (R) 

Sander, Helmut (R) 

Scharlibbe, Otto (P) 

Schwarzer, Alfred (P) 

Seitz, Urte (St) 

Siepmann, Harald (R) 

Slawinski, Friedrich (P) 

Spangenthal, Hans-Friedrich (R) 

Staskiewiecz, Alfred (P) 

Teusch, Heinz (R) 

Weil, Ulrich (R) 

Weiß, Herbert (St) 

Wichert, Ulrich (R) 

Wohlwill, Andreas, (R) 

 

Anmerkungen zu 3a) 

Wie zu Ziff. 1 u. Hinweis auf die Arbeiten von Jung u. Wäldner sowie hstl. F. Breyer 

Steffens, aaO. S. 68f. Zu H. Mewes, Jg. 1908, näher das Rektoratsschreiben vom 

3.5.1946 (s. u. Anl. Nr. 9). M., der bereits als Student der Architektur wg. der Ende 

1932 erfolgten Gründung einer „Sozialpolitischen Arbeitsgemeinschaft an der THH“ 

von der NS-Studentenschaft der THH politisch bekämpft wurde und deshalb im SS 

1933 auf die von der THH intern geführte Überwachungsliste (s. u. Anl. Nr. 1) kam, 

konnte Ende 1933 noch seine Diplomprüfung ablegen. Die politischen Vorwürfe sorg-

ten dann allerdings 1935 dafür, dass die Übernahme auf eine apl. Assistentenstelle 

am Lehrstuhl des kirchennahen Prof. F. W. Fischer vom TH-Rektor vorzeitig beendet 

wurde (s. u. Anl. 9). M., der die Laufbahn des Regierungsassessors einschlug, konn-
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te 1943 promovieren („Der luth. Kirchenbau Niedersachsens ...“, mit Lebenslauf ebd. 

S. 160) und überlebte den Krieg in Hannover.  

 

Exemplarisch: Günther Schiemann (1899 - 1967) 
Am 10. Juni 1937 wurde der seit 1925 als Assistent, dann als Oberassistent und 

schließlich auch als Privatdozent tätige Chemiker Günther Schiemann aus dem 

Lehrkörper der Technischen Hochschule Hannover mit der Begründung gestrichen, 

dass er seit 3 Semestern „nicht mehr gelesen und auch ein Urlaubsgesuch nicht ein-

gereicht hat“ (so der damalige Rektor Simons). Bereits zuvor war Schiemanns Ver-

trag als Oberassistent nicht über den 30. September 1935 hinaus verlängert worden, 

so dass er sich eine andere Arbeitsstelle suchen musste. Ursächlich für beide Aktio-

nen war, dass Schiemann nach nationalsozialistischer Definition als „Halbjude“ galt. 

Sein Gesuch um weitere Beurlaubung von Ende Juni 1937 wurde von der Hochschu-

le nicht zur Kenntnis genommen, da – wie der Leiter der Dozentenschaft formulierte 

– „eine weitere Beurlaubung des Dozenten Dr. Schiemann ... unerwünscht [ist], da er 

jüdisch versippt“ sei. 

Nach 1945 konnte Schiemann an die Hochschule zurückkehren. 

 

Anmerkungen zu 3b) 

Nach Akteneinsicht im Universitätsarchiv Hannover (= UA – Hauptsig.: Hann 146 A, 

folgt Erwerbszeichen „Acc.“ und Nr.) lässt sich durch Auswertung der dort vorhande-

nen Studentenakten Folgendes feststellen: 

 

aa. Zur damaligen Verfahrensgestaltung und ihrer Vorwirkung  

Die Anzahl der oben Genannten darf nicht zu der Annahme verleiten, es hätte keine 

weiteren Diskriminierungen gegeben, denn auffindbar waren bisher keine generelle 

Gesamtübersicht, sondern zwischen Teillisten aus dem Jahr 1933 und 1943 (s. u. 

Anl. Nr. 1; Anl. Nr. 8) nur Einzelaufführungen. Überdies ist zu berücksichtigen, dass 

zusätzliche einschlägige Benachteiligungen, wie im Weiteren dargetan sei, überwie-

gend verdeckt und zwar durch verschiedene der TH-Entscheidung vorausgehende 

Filtrierungen geschahen. Z. B. wird die Diskriminierung in neuen staatlicherseits ein-

geführten Zusatzbedingungen versteckt, über deren Erfüllung außerhochschulische 

Bescheinigungen ergehen, die mit dem Immatrikulationsgesuch vorzulegen sind. Bei 

nicht erreichbarer Bescheinigung tritt damit gleich wirksam, aber unauffälliger und die 
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TH entlastend anstelle ihrer Nichtzulassungsentscheidung verfahrensmäßig „nur“ die 

Nichtentgegennahme eines entsprechenden Gesuchs „allein“ wegen Unvoll-

ständigkeit. Die Nichtaufklärbarkeit dieser Vorwirkung liegt auf der Hand. Genannt 

seien insoweit u.a. nachstehende Maßgaben, die sich ab 1933 zunehmend zwischen 

das Abitur und die Immatrikulation an der TH schieben. 

 

bb. Spezielle Zulassungsmodifikationen (sämtl. UA – Acc. 64/81, Nr. 1) 

-ME v. 2.5.1933, wonach die Neuaufnahme von Personen na Abstammung bis nach 

Erlass demnächstiger Gesetzgebung herauszuschieben ist. 

-ME v. 16.6.1933 in Ausführung des Gesetzes gegen die Überfüllung dt. … Hoch-

schulen v. 25.3.1933 (RGBl 225), wonach na Studierende nur vorläufig zu immatriku-

lieren sind. 

-ME v. 2. u. 11.9.1933 zum Ausschluss von Studierenden wegen marxistischer oder 

antinationaler Betätigung. 

-ME v. 25.9.1933 Aufnahmequoten zu Lasten na Studierender (ausgenommen Aus-

länder). 

 

cc. Vorfiltrierende Maßgaben 

-ME v. 7.2.1934, der über das Abitur hinaus eine besondere staatliche (!) Zulassung 

zur Hochschulreife einführt, die auf Antrag erteilt werden kann (sog. Reifevermerk). 

-Erlass des Reichs-SA-Hochschulamtes v. 1.2.1934, wonach Immatrikulation nur, 

wenn Arbeitsdienstpflicht genügt und einjähriger Dienst bei SA-Hochschulamt abge-

leistet worden ist, was na und polit. missliebigen Studierenden verwehrt ist. 

-ME v. 23.2.1934 Einführung studentischer Arbeitsdienstpflicht, die von na und polit. 

missliebigen Studierenden nicht ohne weiteres ableistbar ist. 

-Erlass des SA-Hochschulamtes Hannover v. 23.4.1934, wonach Neu- u. Weiterim-

matrikulation nur bei Nachweis der durch das SA-Hochschulamt vorgeschriebenen 

sportl. Betätigung. 

-ME v. 7.3.1935 Reichsarbeitsdienst verbindlich für reichsdeutsche Abiturienten ari-

scher Abstammung. 

-ME v. 26.4.1935 na Abiturienten können ohne Arbeitsdienst und zwar nach Maßga-

be des o.a. (unter aa. gen.) Erlasses v. 16.6.1933 zugelassen werden. 

- G v. 19.3.1937 (RGBl I 325) betr. Zulassungsverbot für Juden im Reichsarbeits-

dienst. 
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-ME v. 22.6.1942 Studiumszulassung für jüd. Mischlinge 2. Grades auf HS-Rektoren 

übertragen. 

 

dd. Zu den aufgeführten Einzelfällen  

Diese Betroffenen sind etwas eingehender zu behandeln, da sie bislang außer W. 

Nörrenberg-Sudhaus, der trotz verbüßter Strafe keine Studienzulassung erhält (dazu 

Wäldner, S. 36), weitgehend unbeachtet geblieben sind. Dabei sind vorweg die zehn 

Namen mit dem Klammerzusatz (St) als Stigmatisierungsfälle zu bezeichnen, die 

durch eine besondere Matrikelnummer als „Nichtarier“ gekennzeichnet wurden. – 

Unterlagen zu damals Studierenden sind als sog. Studentenakten im hiesigen Uni-

versitätsarchiv vorhanden, freilich mit recht unterschiedlicher Überlieferungsdichte. 

Immerhin aber lassen sich anhand des greifbaren Schriftguts Umfang und Intensität 

der NS-Beeinträchtigungen und der sich daraus ergebenden weiteren Folgen eini-

germaßen zuverlässig erfassen. Danach ist ein Teil der aufgeführten Fälle der inter-

nen Liste entnommen, die in zeitlicher Hinsicht bereits aus dem Jahr 1933 stammt 

(vgl. Anl. Nr.1). Später liegen die Fälle von: F. Hoffmann 1933-36 (UA – Acc. 134/81, 

Nr. 54/N/8), H. Teusch 1934-36 (wie vor, Nr. 54/N/4), A. Wohlwill 1933-37 (wie vor, 

54/N/7), U. Wichert 1935 (wie vor, Nr. 54/N/5), W. Nörrenberg-Sudhaus 1937-39 (s. 

o. sowie UA – Acc. 10/85, Nr. 206), K. Fröhlich 1938/39 (s. u. sowie UA-Acc. 134/81, 

Nr. 54/N/17) und J. Kroupa 1943 (Anl. Nr. 8). 

 

ee. „Rassisch“ Diskriminierte 

Näherhin liegen mit der Hälfte der Fälle die Beeinträchtigungen aus rass. knapp vor 

den aus polit. Gründen. Bei ersteren wird auf jüd. Konfession oder (Teil-) Abstam-

mung abgestellt und dies auch alsbald durch bes. Anfangsbuchstaben „N“ zu Beginn 

der Matrikelnr. kenntlich gemacht. Diese Diskriminierung wie der Listeneintrag hin-

dern indessen anfangs noch nicht, das Studium mit dem Diplom abzuschließen, so 

Ende 1933 bei E. Samuel (UA – Acc. 134/81, Nr. 5108) und 1936 bei U. Weil (wie 

vor, Nr. W 184 u. 54/N/2) oder die Ablegung auf Antrag zu erlauben, wie 1935 bei G. 

Ginsberg (wie vor, Nr. G 91); weiter auch, wenn es sich um Studierende handelt, die 

im damaligen Jargon „Halbjuden“ sind, bei denen also nur ein Elternteil jüd. Konfes-

sion bzw. Abstammung ist, wie bei H. Teusch (s.o.), U. Wichert (s.o.) und A. Wohlwill 

(s.o.). Aufgrund der spürbaren Diskriminierung kommt es allerdings schon Ende 

1933 auch zur Resignation, wie bei der Architekturstudentin H. Plaut (wie vor, Nr. P 
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116), die ihr Studium abbricht und nach England emigriert. 

 

Zur reichsseitig angeordneten Verschärfung der rass. Diskriminierung kommt es ab 

1936/37, nach den Olympischen Spielen zu Berlin. Zwar ist die hiesige TH noch be-

reit, dem Architekten Dipl.-Ing. E. Samuel (s. o.) auf seinen mit Auswanderungsab-

sicht begründeten Antrag vom 10.5.1938 hin, wie von ihm gewünscht, seine Diplom-

arbeit von Ende 1933 auszuhändigen. Dafür dass sich ein solches Verhalten an der 

TH indessen nach dem 9.11.1938, dem auch verharmlosend als „Reichskristallnacht“ 

bezeichneten, amtlich geschürten Judenpogrom nicht wiederholt, gibt der in den Ak-

ten belegte Fall des Physikstudenten Klaus Fröhlich ein erschütterndes Beispiel (wie 

vor, Nr. 54/N/17). 

 

 

 

ff. Exemplarisch: stud. rer. nat. K. Fröhlich (1918-1945) 
Nach vergeblichem Versuch, als damals sog. Volljude seit dem WS 1936/37 an der 

TH Berlin zum Studium zugelassen zu werden, gelingt ihm dies zum SS 1937 an der 

hiesigen TH. Er hatte bemerkenswerterweise 1936 auch den Arbeitsdienst ableisten 

können, wobei die rechtsextremistische Haltung seines Vaters, der 1919/20 Mitglied 

der berüchtigten Brigade Ehrhardt gewesen war und am Kapp-Putsch teilgenommen 

hatte, geholfen haben dürfte. Fröhlich, der am 5.11.1938 die Vorprüfung im Fach 

Physik abgelegt hat, wird nun – insbesondere nach dem nur vier Tage späteren Pog-

rom – von der hiesigen TH hängen gelassen, indem sie ihn über das Ergebnis seiner 

Vordiplomarbeit nicht mehr bescheidet. Dabei will er inzwischen sein Studium im 

Ausland fortsetzen. Sein an seinen betreuenden Professor G. Prange gerichtetes, 

am 28.11.1938 eingegangenes Schreiben (Anl. Nr. 4), mit dem er diesen um eine 

schriftliche Empfehlung immerhin für die Harvard Universität und das Bostoner MIT 

ersucht, ist ebenso vergeblich. Statt selbständig auf diesen formlosen Antrag zu rea-

gieren, sucht sich sein Betreuer nämlich, wie aus seinem Handvermerk auf dem Ge-

such ersichtlich – er hält den Bittsteller danach für wiss. qualifiziert(!) –, zunächst 

beim Rektor abzusichern. Dieser verfügt indessen bereits einen Tag später die Ab-

lehnung (Anl. Nr. 5). 

 

Damit nicht genug: Da das nunmehr verstärkte Bemühen, beim Dekan seiner Fakul-



 

 29 

tät ein Zeugnis über seine Vordiplomarbeit zu erhalten, ebenfalls nicht fruchtet, wen-

det sich K. Fröhlich per Einschreiben vom 4.1.1939 an den Rektor unserer Hoch-

schule (Anl. Nr. 6). Dabei hat er nun noch in Kopie das zwischenzeitliche Schreiben 

der Harvard Universität beigefügt, aus dem hervorgeht, dass er dort sein Studium 

bereits zum Februar 1939 oder auch später fortsetzen kann. Wie aus dem Antwort-

vermerk des Rektors vom 9.1.1939 (Anl. Nr. 7) hervorgeht, hatte der erwähnte De-

kan den Fall jedoch schon zuvor an den Reichserziehungsminister weitergegeben, 

von dem schon unter dem 13.1.1939 zurückkommt: „Aushändigung des Zeugnisses 

über das bestandene [sic] Diplomvorexamen kommt nicht in Frage.“ 

 

Es mag für zwischenzeitliches Zögern oder andere Überlegungen sprechen, dass die 

TH das Zeugnisersuchen von K. Fröhlich erst mit Rückschreiben vom 1.6.1939 ab-

lehnt. Jedenfalls führt der alsbaldige Kriegsausbruch für den Betroffenen nur noch zu 

weiterer Verschlimmerung. K. Fröhlich, geb. zu Berlin am 26.1.1918, wird am 

28.6.1943 ins KZ Auschwitz verbracht und verliert im KZ Buchenwald am 9.2.1945 

sein Leben. 

 

gg. Politisch Diskriminierte 

Bei den neun Fällen politischer Diskriminierung steht der Vorwurf seitens der hiesi-

gen NS-dominierten „Dt. Studentenschaft“ im Vordergrund, an der Ende 1932 ge-

gründeten „Sozialpolitischen Arbeitsgemeinschaft“ mitgewirkt zu haben, die entgegen 

ihren Beteuerungen als marxistisch einzustufen sei. Dies gilt wie im Falle H. Mewes 

(s.o. Anm. zu Ziff. 3 a) für R. Biernath (wie vor, Nr. 54/N/9), W. Brauns (Nr. B 333), K. 

Otto (Nr. O 51), G. Passarge, (Nr. 54/1362), F. Slawinski (Nr. S 144) und A. Staskie-

wicz (Nr. St 104), während es bei F. Hoffmann (Nr. 54/N/8), J. Kroupa (s. u.) und A. 

Schwarzer (Nr. Sch 259) um anders begründete NS-Gegnerschaften geht. Bei allen 

ist durchweg von latent bedrohender Überwachung auszugehen, wobei sich dies be-

reits im SS 1933 auf den Karteikarten des Immatrikulationsamtes durch die Stempe-

lung „Kein Mitglied der Studentenschaft“ niederschlägt und extern durch rot auf den 

Umschlag des Belegbuches aufgesetzten gl. Stempel sowie durch andersfarbigen 

Ausweis kenntlich gemacht wird.  

 

Die Bandbreite der daraus folgenden Nachteile reicht vom Bemühen um – letztlich 

erfolgreiche – Aufhebung wegen Versehens im Falle Biernath u. Schwarzer oder Ein-
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tritt in die SA von Passarge bis zum Entzug durch Studienortwechsel bei Brauns u. 

Biernath bzw. Exmatrikulation bei A. Staskiewicz oder, ebenso wie bei H. Mewes (s. 

o. Anm zu Ziff. 3a), durch baldigen Diplomabschluss bei F. Slawinski 1934. Soweit 

ersichtlich, kam es lediglich im Falle Otto zu einem politisch begründeten Disziplinar-

verfahren, das nach mehreren Vorladungen mit auf Betreiben der Dt. Studenten-

schaft immer wieder nachbenannten „Zeugen“ letztlich zu seinem deutschlandweiten 

Ausschluss vom Hochschulstudium führt. Interessant ist dabei, dass der TH-

Syndikus am 18.11.1933 auf Grundlage verschiedener vorausgegangenen Anhörun-

gen „Einstellung des Verfahrens durch den Senat“ empfiehlt, dieser aber drei Tage 

später „Fortsetzung des Verfahrens“ beschließt. Nach drei weiteren Zeugenvorla-

dungen kommt es dann am 5.3.1934 „wegen kommunistischer Betätigung“ zum Aus-

schluss, der nach Verwerfung der Berufung durch den Preuß. Wissenschaftsminister 

definitiv wird.  

 

Weitere Überwachung gilt im Kriege lt. Rektor-Schreiben v. 26.8.1943 – in Beach-

tung eines (nach dem Heydrich-Attentat ergangenen) ME v. 30.11.1942 – den sieben 

Studierenden, die „Protektoratsangehörige tschechischen Volkstums“ sind (Anl. Nr. 

8). Grundsätzlich wird man diese Überwachungsmaßnahme noch für allgemein 

kriegsüblich gegenüber Nichtforensen halten können, wobei hinzukommt, dass die 

Betroffenen ganz überwiegend als „leistungsmäßig und haltungsmäßig … bewährt“ 

bezeichnet werden, also ansonsten unbehelligt blieben. Sie sind deshalb unter Ziff. 3 

b nicht aufgeführt. Lediglich ein Fall, nämlich der des J. Kroupa ist oben genannt. Bei 

ihm werden nämlich damals Zweifel geäußert, die zumindest hintergründig auch poli-

tischer Natur gewesen sein könnten und jedenfalls zum TH-Antrag auf dessen Ver-

setzung an eine andere Hochschule zwecks Bewährung führen. 

 

 

4. Diplomierte und Promovierte 
Dux, Walter (R) 

 

Anmerkungen 

Neben der Aberkennung von Promotionen ist auch die Verhinderung durch Promoti-

onsvorhaben im Wege entsprechender Kautelen zu beachten. Sie sind zugleich fak-

tisch dadurch rückwirkend beeinträchtigend, als sie nicht bereits auf die Annahme als 
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Doktorand, sondern auf die Doktorprüfung abstellen, d. h. diese nicht zuließen. 

Dadurch dürfte es zu etlichen Fällen gekommen sein, in denen ein früher angenom-

mener Doktorand bereits viel Mühe auf sein Promotionsvorhaben verwandt hatte, 

aber damit noch nicht fertig geworden war und nun nicht mehr abschließen konnte. 

Darüber hinaus dürften schon ab 1933 bei NS-Parteigängern unter den Professoren 

einschlägige Verweigerungen der Doktorandenannahme bzw. -betreuung stattgefun-

den haben. Es liegt auf der Hand, dass es dadurch schon vor der definitiven Verbots-

regelung von 1937 zu einem weiteren faktischen Betroffenenkreis gekommen ist, 

dessen Umfang sich heute praktisch kaum noch individuell klären lässt. 

Genauer ist durch ME v. 15.4.1937 (Anl. Nr. 2) für die TH „mit sofortiger Wirkung“ 

angeordnet worden, dass „Juden, welche die dt. Staatsangehörigkeit besitzen, zur 

Doktorprüfung nicht mehr zuzulassen sind.“ Übergangsweise war lediglich noch die 

Aushändigung der Promotionsurkunde gestattet, wenn die vorausgehenden Promoti-

onsbedingungen „restlos erfüllt“ waren oder im Falle ausnahmsweise zuvor ministe-

riell genehmigter Zulassung bei Meldung zur Doktorprüfung binnen Dreimonatsfrist. 

Für „jüd. Mischlinge“ blieb die Promotion aufgrund der VO v. 14.11.1935 (RGBl I 

1333) zulässig, freilich mit der Maßgabe, in Zweifelsfällen ministerielle Entscheidung 

einzuholen. 

 

Exemplarisch: Walter Dux (1889-1987) 
Walter Dux wurde 1889 in ein jüdisches Elternhaus geboren. Sein Vater war Mitglied 

der Synagogengemeinde in Hildesheim. Nach seinem Abitur am Gymnasium Andre-

anum in Hildesheim studierte er von 1907 bis 1909 an der Technischen Hochschule 

Darmstadt Chemie und setzte sein Studium dann an der Technischen Hochschule 

Hannover fort, wo er es 1912 als Diplom-Ingenieur abschloss. Bereits 1913 promo-

vierte er mit einer Dissertation „Zur Photochemischen Kinetik des Chlorknallgases“ 

bei Max Bodenstein (Entwicklung der Kettenreaktion) an der Technischen Hochschu-

le Hannover zum Dr.-Ing. Nachdem Dux in den Jahren 1913-1914 am Physikalisch-

technischen Institut der Technischen Hochschule Breslau tätig gewesen war, diente 

er in den Jahren 1914-1918 als Soldat im 1. Weltkrieg. Nach seiner Rückkehr nach 

Hannover heiratete Dux 1921 Marga Sichel, ebenfalls jüdischer Herkunft, und war 

unter anderem in den Sichel-Werken tätig. In diese Jahre fiel auch seine Freund-

schaft mit Kurt Schwitters. Von 1933 an sahen Juden sich zunehmend Repressionen 

ausgesetzt, 1936 siedelte Walter Dux mit den beiden Kindern nach Großbritannien 
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über, Marga Dux folgte 1937. Im Jahr 1939 wurde durch den Deutschen Reichanzei-

ger und den Preußischen Staatsanzeiger der Verlust der deutschen Staatsangehö-

rigkeit von Walter Dux und allen Familienmitgliedern veröffentlicht. Aufgrund des Ver-

lustes der Staatsangehörigkeit erfolgte am 10. Januar 1940 die Aberkennung des 

1913 erworbenen Dr.-Titels der Technischen Hochschule Hannover, weil Walter Dux 

damit als „unwürdig“ zum Führen eines akademischen Titels galt. Mit innerhochschu-

lischem Erlass No. 199.40 ist die Entscheidung in der zentralen Promotionsliste er-

gänzt und der Promotionseintrag, welcher die laufende Nummer 152 trägt, durchge-

strichen worden. 1946 wird Dux in der hochschulintern erstellten Liste der Aberken-

nungen nicht erwähnt. Seit den 1950er Jahren bis in die 1980er Jahre besuchte Dux 

wiederholt Hannover und auch sein altes Institut. 1963 fand an der Mathematisch-

Naturwissenschaftlichen Fakultät eine Jubiläumsfeier aus Anlass der Erneuerung der 

Promotionsurkunde mit einer Ansprache von Walter Dux statt. Dies geschah zwar 

unter dem zum Zeitpunkt dieser „Goldenen Promotion“ amtierenden Rektor Matting, 

der 1940 am Entzug des Titels beteiligt gewesen war, doch gab es bei der Veranstal-

tung keinen erkennbaren Hinweis auf den Entzug. Dux überreichte der Fakultät eine 

Kopie der Kette Max Bodensteins in Erinnerung an die erstmalige Beschreibung der 

Kettenreaktion im Jahr 1913, u. a. in Dux' Dissertation. Walter Dux verstarb im Jahr 

1987. 

 

 

5. Ehrentitel 
a) Ehrenpromovierte 

Carsten, Albert (R) 

Eichengrün, Arthur (R) 

b) Ehrenbürger 

Krone, Max (zgl. a) (S) 

Noske, Gustav (P) 

c) Ehrensenatoren (-) 

 

Anm. zu Ziff. 5 

aa. Entziehungsvorgaben und -vorgehen 

Hinsichtlich der Aberkennung von Ehrentiteln sind die schon 1933 neu eingeführten 

generalklauselartigen Unwürdigkeitsregelungen für Promotionen durch ME v. 
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17.7.1934 (UA – Acc. 62/81, Nr. 28) auch für Ehrenpromotionen und die Verleihung 

der Ehrenbürger- und Ehrensenatorenwürde vorzusehen, was die hiesige TH bereits 

am 26.7.1934 umsetzt (wie vor). 

Bis dahin sind entsprechende Ehrentitel indessen seit 1933 schon „wild“, d. h. ohne 

jede Normgrundlage gestrichen worden. So im Fall Krone die Ehrenpromotion durch 

Rektor-Verfügung vom 29.5.1933. Dies obwohl das Rechtsgutachten des Universi-

tätssyndikus Freyer vom 20.3.1933 (Acc. 64/81, Nr. 53) noch zu dem rechtsstaatlich 

einwandfreien Votum gelangt war: „Rechtlich ist nichts zu machen.“ Demgegenüber 

lautete der Tenor der entgegengesetzten Rektor-Entscheidung: „Herr Krone ist aus 

der Liste der Hochschule zu streichen“ (wie vor). 

 

bb. Streichungsarten 

Aus der Liste der Hochschule gestrichen zu werden, heißt vollumfänglich bzw. in al-

ler Form neben der Löschung in den intern geführten Listen der TH durch – nach wie 

vor sichtbare – Streichung die Weglassung in den veröffentlichten Vorlesungsver-

zeichnissen, die durchweg zu Beginn (z.B. betr. Studienjahr 1933/34) sämtliche Per-

sonen aus der Trias von Ehrensenatoren, Ehrenbürgern und Ehrendoktoren nament-

lich ausweisen. Zusätzlich geschieht eine ausdrückliche Entziehung in der Form, 

dass darüber Mitteilung an den Betroffenen erfolgt (z.B. ME v. 2.7.1938, UA – Acc. 

10/85, Nr. 53/1) und ab 1936 auch in dessen Wohnsitz an die Ortspolizeibehörde 

(UA – Acc. 63/85, Nr. 16). 

Daneben gibt es weiter die sog. stille Streichung. Sie wird etwa im Falle des ehema-

ligen hannoversche Oberpräsidenten, des bis auf die politische Haltung als untadelig 

geschilderten Ehrenbürgers Noske empfohlen und als mildere oder vorläufige Maß-

nahme begriffen. Näher der Bericht und Vorschlag des Rektors v. 26.8.1938 (s. u. 

Anl. Nr. 3). Hingegen wird ebd. im Fall Krone von einer Entziehung „in aller Form“ 

gesprochen. 

 

 

Weiter wurden berücksichtigt: 

6. Sonstiges: Medaillen, Ehrengeschenke, Preisverleihungen, Benennungen 

Hierzu ist im Hinblick auf einschlägige Beeinträchtigungen Fehlanzeige zu erstatten, 

wobei indessen klarstellend wie folgt zu differenzieren ist: 

– An Medaillen kannte die TH (1.) neben dem mit der Ehrenbürgerwürde verbunde-
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nen Abzeichen (§ 4 der Satzung v. 1926/1934, in: UA – Acc. 62/81, Nr. 28) zugleich 

noch ein ebd. geregeltes „besonderes Ehrenzeichen“. Vergabe wie Rückforderung 

beider Zeichen richtete sich als Annex zur Verleihung der Ehrenbürgerwürde nach 

deren Bestand, so dass insoweit auf Ziff. 5 zu verweisen ist. Im Übrigen zogen sich 

die Beratungen zum besonderen Ehrenzeichen aus künstlerischen wie finanziellen 

Gründen ergebnislos hin, um 1935 aus Gründen der Materialknappheit (im Zuge der 

Aufrüstung) eingestellt zu werden (UA – Acc. 62/81, Nr. 24, 28). 

 

Dasselbe gilt (2.) für eine erfolglos geplante Leibniz-Medaille, die seit 1938/39 als 

Ehrenabzeichen für Ehrensenatoren debattiert wird, um Ende 1942 faktisch aufge-

geben zu werden (UA – Acc. 10/85, Nr. 53, 53/1). 

 

Nicht hochschuleigen, aber personell eng verknüpft stehen daneben (3.) die 

Karmarsch-Denkmünze (Medaille), die von der Hann. Hochschulgemeinschaft (heu-

te: Freundeskreis der Leibniz Universität Hannover e. V.) verliehen, indessen in der 

fraglichen Zeit nicht entzogen worden ist. Hinsichtlich einer Vorwirkung aus hier rele-

vanten Gründen, wonach – noch intern gebliebene Verleihungvorschläge – nicht zum 

Zuge gekommen sein könnten, ist nichts bekannt (vgl. insges. Rainer Ertel, Die Trä-

ger der Karmarsch-Denkmünze 1925 bis 2011, Hannover 2011). 

 

Um möglichen Irritationen zu begegnen, sei vorsorglich noch (4.) die (inzwischen 

aufgegebene) Franzius-Medaille erwähnt (vgl. ZentralBl der Bauverwaltung 48, 1928, 

S. 11; UA – Acc. 10/85, Nr. 234). Sie ging nicht etwa vom hiesigen Franzius-Institut 

aus, will vielmehr lt. Satzung die Erinnerung an den Bremer Wasserbauer Ludwig F. 

wahren und wurde seit 1928 von der Siemens-Ring-Stiftung „für hervorragende Leis-

tungen auf dem Gebiete des Wasserbaus“ an Studierende aller deutschen Hoch-

schulen vergeben, worauf nicht näher einzugehen ist. 

 

– Hochschuleigene Ehrengeschenke und Preisverleihungen sind in der fraglichen 

Zeit nicht ersichtlich, so dass sich die Frage nach Beeinträchtigungen nicht stellt.  

 

– Auch sind Benennungen mit Beeinträchtigungscharakter nicht feststellbar. Eine 

solche Namensentscheidung erfolgte, nicht grundsätzlich anders als heute, seitens 

des Staats im Einvernehmen oder Benehmen mit der TH. So kam es zur Benennung 
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des Franzius-Instituts 1936 auf Anordnung des Reichserziehungsministers durch den 

Rektor unmittelbar nach Ableben des Geehrten (vgl. Trauerfeier für Otto F., in: Hann. 

Kurier v. 2.4.1936, Nr. 158 Bl. 4 R). 

 

7. Ergänzungen durch den Nachtrag vom 16.10.2013 
Die im Zuge weiterer Untersuchungen ermittelten Namen sind in der Liste auf S. 7 

dieses Berichtes enthalten. Folgende inhaltliche Ergänzungen sind hinzugekommen: 

 

Zu 3.: 
a) Privatdozenten, Lehrbeauftragte, Assistenten* 

PD Krug, Willi (P) 

PD Lutz, Friedrich (P) 

 

Hinsichtlich der im Bericht auf S. 24 f. gebrachten Anmerkungen zu 3 a) ist der letzt-

gen. Fall insoweit exemplarisch zu nennen, als er auch für die TH Hannover die be-

kannte Tatsache belegt, dass es an den dt. Universitäten ab 1933 zur Selbstent-

hauptung gekommen ist. Denn obgleich vielversprechender Wirtschaftswissenschaft-

ler kam F. Lutz (1901-1975), der als Eucken-Schüler der ordoliberalen Schule zuzu-

rechnen ist und sich 1932 habilitierte, an der hiesigen TH im Herbst 1937 nicht auf 

die Berufungsliste für die Besetzung des Lehrstuhls für Volkswirtschaftslehre. Die 

vom damaligen Rektor bemerkenswerterweise noch vor einer Fachbegutachtung 

“zunächst mündlich eingeholten Gutachten hinsichtlich der politischen Beurteilung“ 

waren lt. seinem Schreiben an das Ministerium nämlich derart, dass man vom weite-

ren Gutachtenverfahren absah (Jung, aaO. S. 133). Lutz, der noch 1937 Rockefeller-

Stipendiat wird, emigriert nunmehr in die Vereinigten Staaten. Bis 1952 Prof. an der 

Princeton Universität, ab 1953 an der Universität Zürich wird er zu einem der führen-

den Zins- und Geldtheoretiker sowie Währungsspezialisten mit international wie nati-

onal vielfachen Beratungsaktivitäten (Vgl. nur NDB 15, 1987, S. 565 ff.). 

 

b) Studierende (Nichtzulassung, Relegierung, Stigmatisierung, Überwachung) 

Führer, Otto (R) 

                                                        
* Ein weiterer Beeinträchtigungsfall durch NS-bedingte Streichung im Berufungsverfahren Nach-
folge Carl  A. V. Dolezalek Mitte 1935 ohne bislang aufklärbare Namensnennung bei Jung a.a.O, 
S. 133 mit Fn. 284. 
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Kempf, Johannes (P) 

Kirchhof, Franz (S) 

Kröning, Willy Karl (P) 

Lilienfeld, Werner (R) 

Nezval, Ladislav (R) 

Ostermeyer, Günter (S) 

Roeder, Wolfgang (R) 

Rubo, Ernst (R) 

Sander, Helmut (R) 

Scharlibbe, Otto (P) 

Siepmann, Harald (R) 

Spangenthal, Hans-Friedrich (R) 

 

Hinsichtlich der im Bericht auf S. 25 ff. gebrachten Anmerkungen zu 3 b) ist anzufü-

gen, dass in mehreren Fällen nach nicht unerheblichem Rechercheaufwand eine 

Aufnahme in die Reihe der Vorgenannten auszuscheiden hatte, weil trotz gewissen 

ersten Anscheins eine NS-bedingte Beeinträchtigung seitens der TH Hannover letzt-

lich auszuschließen war.   

 

 
Exemplarisch hervorzuheben sind dabei zwei nicht aufgenommene Fälle: 

 

Einmal der Fall des geb. Stuttgarters Bruno Weinschel (1919-2003). Für ihn war auf-

grund einer Immatrikulationsanfrage in Hannover ausweislich eines im Hauptstaats-

archiv Hannover (HStA Hann., Hann 320 IV, Nr. 94) überlieferten Schriftwechsels 

zwischen dem Rektor und dem Studentenführer der TH aus dem Jahr 1937 eine Zu-

lassung zum Studium an der TH Hannover im Rahmen der damaligen Quote für 

„Nichtarier“ und somit einer „N“-Matrikelnummervergabe vorgesehen. Diese kam je-

doch offensichtlich und zwar aus unbekannten Gründen nicht zustande, da zu Wein-

schel kein Eintrag in den zeitgenössischen Matrikelbüchern nachgewiesen werden 

konnte. Deshalb war davon auszugehen, dass Weinschel niemals Student der TH 

Hannover war. Er ging vielmehr zum Studium der Elektrotechnik an die TH München 

und emigrierte von dort um 1940, ohne seine Ausbildung abgeschlossen zu haben, 

in die Vereinigten Staaten, wo er ein Elektrounternehmen aufbaute. Im Jahr 1965/66 
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wurde er zum Ehrendoktor der TU München ernannt. (Auskunft Hist. Archiv der TU 

München v. 3. u. 21.12.2012). 

 

Des weiteren gilt dies für den Fall Paul Thiele (1914-1967), der seit dem SS 1933 

Fernsehtechnik an der TH Hannover studierte. Nachdem er von der I. Großen Straf-

kammer des Landgerichts Kiel durch Urteil v. 2.2.1937 „wegen versuchten Verbre-

chens nach 175 a StGB“ zu einem Jahr Gefängnis verurteilt worden war (Urteilsab-

schrift im UniA Hannover, Hann. 146 A, Acc.134/81, Nr. 54/512), wurde er diszipli-

narrechtlich vom sog. Dreierausschuss nach mündlicher Verhandlung lt. Rektormit-

teilung vom 10.6.1937 „mit dauerndem Ausschlusse vom Studium an allen deut-

schen Hochschulen bestraft.“  

Hinsichtlich dieses Falles kam die Arbeitsgruppe bei Abwesenheit eines Mitglieds 

nicht zu einem einhelligen Ergebnis. Dabei bestand bei allen Beteiligten noch dar-

über Einmütigkeit, dass das vorerwähnte Urteil weder auf NS-bedingtem Rückwir-

kungsverstoß beruht, geschweige denn bei einem damaligen Strafrahmen bis zu 

zehn Jahren Zuchthaus ein exorbitantes Strafmaß aufweist. Darüberhinaus kam es 

zur Divergenz.  

Zwei ihrer Mitglieder befürworten die Feststellung einer NS-bedingte Beeinträchti-

gung, da die zur Bestrafung von Thiele führenden Vorschriften des StGB unter der 

NS-Herrschaft verschärft worden sind, so dass erst dadurch die Voraussetzung sei-

ner Exmatrikulation geschaffen wurde, welche somit in maßgeblichem NS-

Zusammenhang stand. Demgegenüber vertreten die zwei anderen Mitglieder die 

Auffassung, dass es sich bei der Einführung des § 175 a StGB – vorliegend in der 

Variante Nr. 3: Missbrauch von Jugendlichen unter 16 Jahren – übrigens auch 

rechtsvergleichend nicht um spezifisches NS-Unrecht handele. Dies belege nament-

lich die bislang gerichtlich unbeanstandete Weitergeltung dieser Bestimmung bis 

heute – inzwischen als § 182 Abs. 2 Nr. 1 StGB („Sexueller Missbrauch von Jugend-

lichen“). Thiele sei damit auch nach der NS-Zeit wegen der begangenen Taten straf-

bar gewesen samt Exmatrikulationsfolge. Diese ergibt sich heute aus § 19 Abs. 6 

Satz 1 in Verb. mit Abs. 5 Nr. 3 Niedersächs. Hochschulgesetz. Danach darf („kann“) 

die Exmatrikulation erfolgen. Dieses sog. Entscheidungsermessen ist in der heutigen 

Praxis der nds. Immatrikulationsämter bei analogem Fall nicht etwa mit dezidiertem 

Nichteinschreiten verbunden. Vielmehr ergab die Abfrage zur einschlägigen Praxis 

des Ermessensgebrauchs bei den Immatrikulationsämtern in Niedersachsen insoweit 
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Beachtlichkeit i. S. eines Einschreitens.* 

 

Da die Befürwortung einer Aufnahme Thieles in die Liste der Beeinträchtigungsbe-

troffenen in förmlicher Abstimmung mit zwei gegen zwei Stimmen keine Mehrheit 

erlangte, war der Antrag abgelehnt, wobei sich die beratenden Gäste der Senats-AG 

ebenfalls gegen den Antrag aussprachen. 

  

                                                        
* Frdl. Auskunft v. 25.2.2013 durch das Immatrikulationsamt der Leibniz Universität Hannover 

auf Anfrage nach ihrer elektronischen Rundfrage auch bei den Immatrikulationsämtern der ande-
ren nds. Hochschulen. 
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III.  Anhang beispielhafter Norm- bzw. Archivunterlagen 
 
 
1. (Intern-)Liste der na Studenten SS 1933 (mit handschr. Nachträgen zum WS 

1933/34); 

2. ME v. 15.4.1937 betr. Erwerb(sverbot) der Doktorwürde durch Juden; 

3. Bericht u. Vorschlag des Rektors v. 26.8.1938, betr. die Ehrenbürger G. Noske u. 

M. Krone; 

4. Ersuchen des stud. rer. nat. K. Fröhlich v. 25.11.1938 um Empfehlungsschreiben 

für die Harvard Universität u. das Bostoner MIT zwecks dortiger Fortsetzung sei-

nes Studiums;  

5. Interne Negativverfügung des Rektors v. 29.11.1938 in der ders. Angelegenheit;  

6. Einschreiben des stud. rer. nat. K. Fröhlich v. 4.1.1939 mit der Bitte, ihm zwecks 

Vorlage bei der Harvard Universität die Bewertung seiner Diplomvorarbeit mitzu-

teilen; 

7. Zwischenbescheid des Rektors v. 9.1.1939 in ders. Angelegenheit; 

8. Rektorschreiben v. 26.8.1943 betr. Bewährung von Protektoratsangehörigen 

tschechischen Volkstums; 

9. Rektorschreiben v. 3. 5. 1946 betr. Politische Bescheinigung für Herrn Dr. Ing. 

Hermann Mewes; 

10. ME des Nds. Kultusmin. v. 28.4.1947 betr. Entziehung akademischer Grade von 

Ausgebürgerten. 
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Anlage 1: 
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Anlage 2a: 
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Anlage 2b: 
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Anlage 3a: 
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Anlage 3b: 
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 46 

Anlage 5: 
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Anlage 9a: 
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Anlage 9b: 
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Anlage 10: 
 

 
 


